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U ber Mög I ich keiten ei ner opferbezogenen Vol lzu gsgesta ltu n g

Claudia Gelber, Michael Walter

(eit dem 01.01.201 t hat Nordrhein-
JWestfalen einen Justizvollzugs-
beauftragten.l Dieser ist nicht nur im
Sinne des früheren Ombudsmannes
Ansprechpartner für alle vom Justiz-
vollzug Betroffenen, sondern hat auch
den Auftrag, an der konzeptionellen
Weiterentwicklung des nordrhein-west-
fälischen Strafvollzuges mitzuwirken
und das Justizministerium insoweit
unabhängig zu beraten. lm Zuge die-
ser konzeptionellen Tätigkeit hat der
Justizvollzugsbeauftragte - der Mitau-
tor dieses Beitrages - ein Projekt ins
Leben gerufen, welches sich der Ent-
wicklung einer opferbezogenen Voll-
zugsgestaltung verschrieben hat und
von der Mitautorin betreut wird. über
die Ausrichtung dieses Projekts und
erste Erkenntnisse soll im Folgenden
komprimiert berichtet werden.2

Opferorientierung des Straf-
vollzuges ?

Der Strafvollzug ist täterorientiert.
Wenn im Zuge einer viktimologischen
Ergänzung Opferbezüge eingefordert
werden, herrscht zunächst große Un-
sicherheit. Zwar wird der Opferaspekt
bei abstrakter Betrachtung meist als

wesentlich und beachtenswert ange-
sehen. Doch beurteilt man die Mög-
lichkeiten, in der Vollzugsanstalt etwas
für die Geschädigten oder künftig vom
Täter konkret Gefährdeten zu tun, häu-
fig eherskeptisch:3 DerVollzug habe mit
der Behandlung und Resozialisierung
derTäter gleichsam genug zu tun und
könne sich nicht auch noch um den
Verletzten kümmern.

Bisherige Opfergesetzgebung

Der Impuls, den Blick auf die Opfer zu
richten, erreichte die Kriminalpolitik
in der Bundesrepublik erst, nachdem
der Strafvollzug bereits weitgehend

kodifiziert war. 5o erklärt sich, dass das
Stvollzc von 1976/1977 das Delikts-
opfer kaum berücksichtigt. Daran hat
sich durch die Fortgeltung dieses Ge-
setzes in vielen Ländern als partikulares
Bundesrecht (vgl. Art. 125 a Abs. 1 GG)

nach der sog. Föderalismusreform von
2006 - bis zur Verabschiedung neuer
Landesgesetze - nichts geändert.

Aber nicht erst das Vollzugsrecht,
sondern bereits die Strafprozessord-
nung klammerte das Opfer früher
weitgehend aus.a Der überwiegende
Teil derVerletzten - nämlich die nicht
zur Nebenklage Befugten - waren in
dieser Eigenschaft bis zum Jahre I987
weitgehend ohne Verfahrensrechte.s
Der zwischen Täter und Opfer beste-
hende Konflikt wurde und wird den
Beteiligten zugunsten des staatlichen
Straf- und Gewaltmonopols entzogen.6
Das Opfer dient fortan vor allem als

Mittel zur Überführung desTäters., Auf
seine ,,seelische und soziale Situation
nach derViktimisierung" wird im Laufe
des Strafverfahrens und danach kaum
Rücksicht genommen. Oftmals ist eine
weitere - sekundäre - Viktimisierung
die bittere Folge.B

Während die Medien die bedrü-
ckende Lage der Opfer immer wieder
beschrieben haben, konnte die viktimo-
logische Forschung die Unzufriedenheit
derVerletzten ü ber i h re stiefm ütterliche
Behandlung empirisch belegen und
darüber hinaus die Opferbedürfnisse
erhellen.e Vor diesem Hintergrund ent-
wickelte sich im Laufe der zurücklie-
genden vier Jahrzehnte - auch infolge
internationaler I nitiativen - eine,,victim
policy".10 Zahl reiche Gesetzesreformen
folgten. lm Jahre 1 976 wurden Entschä-

digungsansprüche geschaffenll und
im Jahre 1986 weitergehende Beteili-
g ungs- u nd lnformationsrechte für den
Nebenkläger sowie Mindestinforma-

tions- und Beteiligungsrechte für den
Verletzten kodifiziert.l2 1 994 wurde der
Wiedergutmachungsgedanke durch
§ 46 a SIGB vertieft,r3 1998 wurden die
Rechte der Zeugen gestärktra u nd 1 999
der Täter-Opfer-Ausgleich im Gesetz
verankert.ls

Mit dem Opferrechtsreformgesetz
vom 24.06.200416 erreichte der Opfer-
schutz alsdann den Strafvollzug. Denn
mit § 406 d Abs.2 SIPO wurde erstmals
der Anspruch des Verletzten geschaffen,

auf Antrag zu erfahren, ob freiheits-
entziehende Maßnahmen gegen den
Beschuldigten oder den Verurteilten
angeordnet oder beendet und ob
erstmalig Vollzugslockerungen oder
Urlaub gewährt werden. Der nachvoll-
ziehbaren Angst des Opfers vor einer
unvorbereiteten Begegnung mit dem
Täter sollte Rechnung getragen wer-
den.17 Denn mit der lnhaftierung und
derVeru rtei I u n g desTäters ist u.U.,,n icht
alles vorbei und gut". Der Täter lebt
weiter, wenn auch hinter Gittern und
Mauern. Und eventuell stellt er, wenn
derVollzug gelockert wird oder die Ent-
lassung ansteht, aus der Perspektive
des Opfers eine Bedrohung dar. Das

darf nicht verdrängt werden. Das Bun-
desverfassungsgericht sieht den Staat
vielmehr in der Pflicht, die Grundrechte
potentieller Opfer zu schützen. Dabei
ist die Schutzpflicht umso intensiver,
je mehr sich die Gefährdung konkreti-
siert und individualisiert hat.lB

ln Deutschland sind allerdings in
j ü n gsterVergan gen heit vermeh rt Sti m-
men zu hören, die unter Verweis auf
die Vielzahl der geschaffenen Schutz-
normen meinen, für das Opfer sei in-
zwischen genug getan worden.le lndes
fragt sich, welche Früchte denn die bis-
herige opferorientierte Gesetzespoliti k

in der Praxis getragen hat. Dabei ist
unstreitig, dass viele der bestehenden
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deutschen Opferrechte tatsächlich nur
unzureichend,,funktionieren". Das be-
reits erwähnte Recht, Entschädigung
vom Staat nach dem Opferentschädi-
gungsgesetz zu verlangen, wird relativ
wenig umgesetzt.2o Auch das Recht des

Opfers, seine aus der Straftat erwachse-
nen zivilrechtlichen Ansprüche gegen

den Täter bereits im Strafverfahren zu

verfolgen, führt nach wie vor ein,,Mauer-

blümchendasein".2r Die Möglichkeiten,
das Opfer durch Videoaufzeichnungen
bei seiner gerichtlichen Vernehmung zu

entlasten, werden in der Praxis eben-
falls wenig genutzt.22 Der Nebenkläger
hat nach wie vor eine Nebenrolle und
auch derTäter-Opfer-Ausgleich ist - ge-
messen an den Fallzahlen23 - nur eine
Randerscheinung geblieben.

Opferi nformationsansprüche
bezüglich des inhaftierten
Täters

lm Hinblick auf eine opferbezogene
Vollzugsgestaltung rücken als erstes

die bereits bestehenden Opferinfor-
mationsrechte in Bezug auf den (noch)

inhaftierten Täter in den Mittelpunkt:
Denn möchte sich derVerletzte auf den
Prozess der schrittweisen Wiederein-
gliederung des Täters einstellen, setzt
das entsprechende lnformationen zum
Aufenthalt, zu künftigen Lockerungen
und zur entsprechenden zeitlichen Pla-

nun9 voraus.

Soweit das StVollzG noch gilt, exis-
tieren verschiedene Auskunftsnormen.
Neben dem schon erwähnten § 406
d SIPO ist es dem Verletzten möglich,

§ 180 Abs. 5 StVollzG zu bemühen. ln
NRW gilt für den Jugendvollzug § 99

Abs. 6 JStVollzc NRW, der dem § 180

Abs.5 StVollzG inhaltlich entspricht. Da-

nach sind dieVollzugsbehörden gegen-

über,,nicht-öffentlichen Stellen" - mit-
hin auch gegenüber einem Opfer - bei

Nachweis eines berechtigten lnteresses

befugt, Auskunft darüber zu geben, ob
sich eine Person in Haft befindet und
wann ihre Entlassung voraussichtlich
innerhalb eines Jahres bevorsteht.24

Nach dem Ergebnis unserer Erkun-

dungen2s sind Tatopfern, ihren Beratern

und zum Teil selbst den zuständigen
Behörden die bestehenden Opferinfor-
mationsrechte nach § 406 d SIPO und

§ 180 Abs. 5 StVollzc wenig geläufi9.

Opferwenden sich demzufolge nicht oft
an staatliche Stellen, um Informationen
über,,ihren" inhaftierten Täter zu erhal-
ten. Sie suchen zuweilen bei der Polizei

und deren Opferschutzbeauftragten
Hilfe, vereinzelt auch bei den Vollzugs-
anstalten. Gerichte werden demgegen-
über kaum mit Anfragen befasst. Bei

den Staatsanwaltschaften scheinen Op-

feranträge nur vereinzelt wahrgenom-
men zu werden. Es spricht viel dafür,
dass sie dort zuweilen ,,untergehen'i
wie Recherchen bei Rechtsanwälten,

die als Nebenklage-Vertreter tätig sind,

ergeben haben. Es scheint eine Art
Kreislauf zu geben: Die einschlägigen
Vorschriften sind wenig bekannt, die
Berechtigten greifen selten auf sie zu-
rück, und infolgedessen wird auch kein
a nwend u ngsfreund I iches Verwaltu ngs-

handeln entwickelt.Vielmehr entstehen
bereits bei der Frage der Zuständigkeit
erhebliche Unsicherheiten.

Aus alledem zu folgern, dass Opfer
generell kein Bedürfnis nach lnforma-
tion über eine anstehende Entlassung

oder gewährte Lockerungen haben, ist
indes ein Kurz-Schluss. Das lnteresse des

Opfers an dem inhaftiertenTäter kann je
nach Persönlichkeit, nach der Deliktsart
und denTatumständen (2.B. bei Zufalls-
opfern) nicht vorhanden oder aber stark

ausgeprägt sein (etwa beim Stalker aus

dem persönlichen Nahbereich).

Eine Möglichkeit, die Kommunikati-
onswege zumindest für den Bereich des

Strafvollzuges zu verbessern und das

Antragswesen zu professionalisieren,

erblicken wir darin, einen speziellen
- fachlich qualifi zierten - Ansprechpart-
ner für Opfer in derVollzugsanstalt vor-
zusehen.

Die Situation in den einzelnen
Bundesländern

Die ldee einer opferbezogenen Voll-
zugsgestaltung ist nicht neu.26 Eine

Gesetzesinitiative zur Einbindung der
Opferinteressen in den Strafvollzug gab

es bereits im Jahre 1988.27 Die Bundes-

ratsinitiative verfiel indes mit dem Ende

der damaligen Legislaturperiode.28

Nachdem mit der föderalen Neu-

ordnung im Jahre 2006 die Gesetzge-

bung für den Strafvollzug auf die Länder

übergegangen war, haben einige Bun-

desländer die ldee wieder aufgegriffen
und in ihre Landesstrafvollzugsgesetze
einzelne Elemente einer opferbezoge-
nen Vollzugsgestaltung aufgenommen.
Diese Gesetze lassen eine beachtliche
Vielfalt erkennen. Schon vorne bei den

,,Behandlungsgrundsätzen" enthält das

Baden-Württem bergische Gesetz (von

2009) mit § 2 Abs. 5 BW JVollzG Buch 3

die Vorschrift, dass,,zur Erreichung des

Vollzugsziels die Einsicht in die dem Op-
fer zugefügten Tatfolgen geweckt und
geeignete Maßnahmen zum Ausgleich
angestrebt werden sollen'i Das Baye-

rische Strafvol lzu gsgesetz (v on 2007)
trifft in seinem Art. 3 die Feststellung,
dass die Behandlung ,,der Verhütung
weiterer Straftaten und dem Opfer-
schutz" diene. Ahnliches verlautbart
auch das Hamburgische Strafvollzugs-
gesetz (von 2009) in seinem § 4. Dort
heißt es noch zusätzlich:,,Als Bestandteil

der Behandlung sollen sich die Maßnah-

men und Programme insofern auch auf
die Auseinandersetzung der Gefange-
nen mit den eigenen Straftaten, deren
Ursachen und Folgen, insbesondere
für die Opfer, richten". lm Gegensatz zu

dieser vergleichsweise umfänglichen
Einbindung des Opfers enthältetwa das

N iedersächsische J ustizvol lzugsgesetz
(von 2007) keine besonderen Hinweise
dieser Art. Das ist aber im Ensemble

der Bundesländer eher die Ausnahme.
Denn auch der Musterentwurf, den die
Justizverwaltungen der Länder Berlin,

Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saar-

land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schles-



wig-Holstein und Thüringen vorgelegt
haben, äußert sich - allerdings nur in-
direkt - zu den Opfern.

Unsere Konzeption

Die bisherigen Landesgesetze thema-
tisieren untersch ied I iche Opferaspekte
und greifen einzelne Punkte auf. Dem-
gegenüber erscheint es erstrebenswert,
den Opferbezug nicht nur selektiv,
sondern systematisch zu erfassen und
entsprechend gesetzlich zu verorten.
Das wirkt zugleich dem Missverständnis
oder gar Missbrauch des Opferansatzes
entgegen, Opfer instrumentell gegen
den inhaftierten Täter zu wenden, um
die Lockerungspraxis einzuschränken
oder längere Verbüßungszeiten zu er-
reichen.

Der Opferbezug steht nach unse-
rer Konzeption gerade in keinem Ge-
gensatz zu einem täter- und behand-
lungsorientierten Vollzug. Vielmehr ist
insoweitvon elnem Ergänzungsverhält-
nis auszugehen. Verfolgt wird ein auf
Verständigung und soziale lntegration
hin ausgerichteter Ansatz. Der Grund-
gedanke besteht darin, dass im Rahmen
der Resozialisierung die berechtigten
Opferbelange in den Blick genommen
und dass die Aktivitäten für das Opfer
zugleich als Beiträge zur Resozialisie-
rung verstanden werden. So werden
Tatopfer oder potentielle Opfer bei
den Planungen berücksichtigt, wenn
der Gefangene schrittweise in seinen
künftigen sozialen Nahraum gelangt.
Leistungen, die zurWiedergutmachung
der Tatfolgen erbracht werden, sollen
dem Opfer zugute kommen, dürfen
aber zugleich als Beiträge angesehen
werden, mit denen derTäter seine Ein-
stellung zum früheren Tatgeschehen
sinnfällig zum Ausdruck bringt, sind
mithin ebenso für den lnhaftierten,,von
Vorteil'i

An den bisherigen Zuständigkeiten
braucht sich nichts zu ändern. So ist
keine Notwendigkeit ersichtlich, dass
etwa spezifische Opfervertreter an Voll-
zugskonferenzen teilnehmen müssten.

Ferner erscheint es weder sinnvoll noch
leistbar, aus der Haftanstalt heraus mit
zusätzlichen Betreuungsleistungen im
sozialen Empfangsraum aufzuwarten.
Dazu sind vielmehr die örtlichen Ein-
richtungen vom Jugendamt über die
Bewährungshilfe und Polizei bis hin zu
den Opferhilfeorgan isationen aufge-
rufen. Nötig werden freilich erweiterte
Formen der Kommunikation und Ko-
operation, durch die das Leben drau-
ßen so organisiert wird, dass soziale
Integration gelingt und neue Gefahren
vermieden werden.

Anknüpfungspunkte für eine
opferbezogene Gestaltung
des Strafvollzuges

Eine Reihe von opferbezogenen Aktio-
nen können bereits auf der Grundlage
des bisherigen Strafvollzugsgesetzes
durchgeführt werden. Gleichwohl soll-
ten sie der Klarheit halber und um sie
allgemein bewusst zu machen, künftig
gesetzlich ausdrücklich festgeschrie-
ben werden.2e

Ein erstes Feld bietet die Behand-
lungsuntersuchung (§ 6 Abs. I StVollzG).
Nach dieser Norm müssen die,,persön-
lichkeit und die Lebensverhältnisse
des Gefangenen" erforscht werden.
Bereits hier kann der Blick auch auf
das Tatopfer gerichtet werden: Wer ist
das Deliktsopfer und welche lnteressen
hat es? Steht es noch im Kontakt zum
Gefangenen? lst dasTatopfer oder sind
Dritte unter Umständen gefährdet? Wir
wissen, dass insbesondere bei zustim-
mungspflichtigen Lockerungen oder
bei Gefangenen, die als gefährlich gel-
ten, der Strafuollzug schon heute auf
das Opfer schaut. Doch geschieht das
unseren Erkenntnissen zufolge nicht
systematisch und strukturiert. So wer-
den in den Vollzugsakten nicht einmal
die Daten der Opfer gesondert erfasst.

Sofern ein Opferbezug erkennbar
ist, sollte im Rahmen der Vollzugspla-
nung und deren Fortschreibung an bei-
de Komponenten des Opferbezuges,
d.h. an Maßnahmen zum Ausgleich der
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Tat und an solche des Opferschutzes
gedacht werden (§ 7 Abs. 1, 3 Stvoll-
zG). Als lnitiativen zum Ausgleich der
Tat oder dessen Vorbereitung kommen
die Regulierung von Opferansprüchen
(materie I I e rTata usg I e ich), d e rTäte r-O p-
fer-Ausgleich (immaterieller und/oder
materieller Tatausgleich), opferbezo-
gene Behand I u ngsprog ra m me (2.8. zur
Stärkung der Opferempathie) aber auch
gemeinnützige Arbeit des Gefangenen
zugunsten Hilfsbedürftiger als Wieder-
gutmachung an die Gesellschaft in Be-
tracht. Eine opferschützende Maßnah-
me kann zum Beispiel die Anordnung
eines Kontaktverbotes sein.

Opferbezüge entstehen sodann
beim Übergangsmanagement. lm
Rahmen von Lockerungsentscheidun-
gen zur Entlassungsvorbereitung sind,
wie erwähnt, opferschützende Kom-
ponenten zu bedenken. ln geeigneten
Fällen können Erkundungen des so-
zialen Empfangsraumes in Bezug auf
das Tatopfer oder eventuel I gefä h rdete
Dritte vorgenommen werden, um op-
ferschützende Weisungen zu erteilen
oder der Strafvol lstrecku n gska mmer zu
empfehlen. Denkbar sind beim über-
gangsmanagement auch Maßnahmen
zur Förderung des Tatausgleichs, zum
Beispieldas Hinwirken auf eine gericht-
liche Aufl age zur Schadenswiedergut-
machung.

Der zuvor empfohlene Opferbeauf-
tragte sollte ebenfalls gesetzlich festge-
legt werden. Neben seiner Funktion als
Ansprech pa rtner fürVerletzte kön nte er
zugleich innerhalb der JVA die berech-
tigten lnteressen der Opfer in den Blick
nehmen und für sie streiten. Auf diese
Weise würden dasWissen erweitert und
Erfahrungen gebündelt.

Umsichtige Erprobung

Wir betreten mit unserer lnitiative Neu-
Iand. Um den Rat kompetenter prakti-

ker einholen zu können, ist ein Beirat
gebildet worden, dem in regelmäßi-
gen Abständen berichtet wird. Dort
werden zugleich die nächsten Schritte
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besprochen. Nachdem ein Konzept ana-
log den skizzierten gesetzlichen Rege-
lungen von der Vollzugsplanung bis
zum Übergangsmanagement erstellt
worden ist, steht dessen Umsetzung an.

Sie soll in einer ausgewählten Anstalt
des Regelvollzuges erprobt werden, wo-
beisich die involvierten Praktikeran der
konkreten Gestaltung des Geschehens
mit ihren Erfahrungen und Sichtweisen
beteiligen können. Opferbeauftragte
gibt es - auf unsere Anregung hin -
bereits in einzelnen Anstalten (JVA

Bielefeld-Brackwede, JVA Schwerte).
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